










Meinung Magazin 

Müde, matt, marode? I 
Zur Lage der SPD 

rpw: Die Medien analysieren die SPD derzeit -und obsichvon der Leyenda gegen die konserva- 
in der Dauerkrise. In den Umfragen tut  sie sich tiven Kräfteauch in den Ländern durchsetzenwird, 
schwer,diejo%-Hürdezu überspringen.Hat sich ist lange nicht entschieden. Es sieht offen gespro- 
die SPD müde regiert? chen nicht so aus als ob sie wirklich Erfolg hat. 

In te rv iew mit Andrea Na hles . . 

Andrea Nahles: Wir diskutieren auch hier 
in der spw seit Jahren über Mitglieder- 
Schwund. Verlust der Landesebene und 

programmatische Mattigkeit in der SPD. Das me- 
dialeTotenglöckchen wurde uns während dieser 
Zeit immer mal wieder geläutet. Das sollten wir 
nicht überbewerten. Aber es stimmt doch nach- 
denklich,wenn sich dieSPDeineSerievon Pannen 
in Wiesbaden. Hamburg, Düsseldorf leistet, da 
klappt der Wissenstransfer nicht mehr, da stellt 
sich Burgkoller ein und da verliert die Partei den 
Draht zur Mehrheitsfähigkeit. Das sind mehr als 
Symptome. Wir müssen die SPD vor Ort wieder 
beackern undverlinken mi t  der Landes- und Bun- 
desebene. Wir brauchen Aufbruch. Perspektive 
und Identifikation für eine gemeinsame Politik. 
Ich sehe aber in den letzten Monaten, dass die 
Landesvorsitzenden stärker aufder Bundesebene 
eingreifen,wir haben die höchsten Eintrittszahlen 
bei den Jusos seit Jahrzehnten. Damit kann ein 
neuer Anfang versucht werden. 

D A n d r e a  Nahler, 
MdB(sPD),Mitglied irnSP0- 
Präsidium undvorritzende $&Trn oL2iev~1ebt in 

DDa5Gesprächführtefur 
rpw Reinhold Rünker 

spw: Beim Thema Familienpolitik Iässt sich 
die SPD derzeit von der CDU die Butter vom Brot 
nehmen. 

Andrea Nahles: Da wollen wir erstmal ab- 
warten. Eine von der Leyen macht noch 
keinenfamilienpolitischen Sommer Beider 

Kita-Finanzierung wird es zum Schwur kommen 

Wer ein klares Profil will, darf dem 
Streit nicht ausweichen! 

spw:Ausder Programmdebatte kommen auch 
nur matte Impulse. 

Andrea Nahles: Naja, der große, alle über- 
wältigende Impuls wird nicht allein über 
uns kommen WiederWeltengeist. Da müs- 

sen wir schon selber ran. Ich finde es übrigens 
bemerkenswert,dassaufdereinenSeite-sowohl 
von innen als auch außen- kritisiert wird,dassdas 
programmatische Profil der Partei unklar bleibt, 
gleichzeitig der Programmdebatte aber mit so 
etwas wieVerachtung begegnet wird nach dem 
Motto: da wird nur geredet und gestritten, wo 
aber bleibt die politische Entscheidung? Wer ein 
klares Profil will,darfdemStreit nicht ausweichen, 
weder innerhalb noch außerhalb der Partei. Das 
scheint in der politischen Arena manchmal etwas 
unter zu gehen. In der Programmdebattezeigtsich, 
ob die Sozialdemokratie noch über eigene Ziele 
und ldeenverfügt,imAlltagder Regierungspraxis 
beweist sich,obwirden Mut und die Krafi haben, 
sie auch konkret im Interesse der Menschen um- 
zusetzen. 

rpw: Was sind dieThemen.von denen Du Dir 
neue programmatische Kraft fürdieSPD wünscht? 

i Wieistzuverhindern,dassFlexibilisierungdem 
Outsourcing nicht zusätzlich Vorschub leistet? 

i Wie Iässt sich FlexibiIisierunggestaIten.ohne 
Menschen indieSituationder,,Arbeit in Armut" 
oder der Altersarmut zu bringen? 

Und schließlich,wie kanndie„Entprekarisierung" 
kombiniert werden mit dem Erhaltvon sozial- 
versicherungspflichtigen Arbeitsplätzen und 
damit zum Erhalt des Sozialstaats beitragen? 

Arbeitszeitpolitik und soziale 
Standards auf der politischen Agenda 

Die gegenwärtige Debatte um Arbeitszeit kreist 
um drei Themenfelder: 

i Länge der Wochen-1 Jahresarbeitszeit, 

i Typen der Flexibilisierung und des nicht-stan- 
dardisierten Arbeitsvertrags, 

i Rentensystem und Rentenalter 

Dabei ist die Wochenarbeitszeit das Kern- 
stück der Diskussion, dies besonders seit 
Mitte der 8oer Jahre in denen die Forde- 

rung nach der 35 Stunden Woche im Zentrumder 
gewerkschafilichen Programmatik der EU-isstand. 
In dieser Phase konnten Gewerkschaften auch Er- 
folge verzeichnen. sei es aus eigener Krafi und1 
oder unter Mithilfe befreundeter Regierungen wie 
1997 in Frankreich und Italien. 

Im Zeitraum von 1998 - 2002 hat in fast allen 
europäischen Ländern die Arbeitszeit abgenom- 
men (in sechs Ländern um mehr als eine Stunde) 
und nur indrei Ländern hatdiewochenarbeitszeit 
zugenommen.Tatsache ist.dass sich derTrend der 
Arbeitszeitverkürzung unter den o.g.Bedingungen 
zurzeit überall umkehrt.Zwischen 2002 und2005 
ist die Arbeitszeit in 12 Ländern wieder angestiegen, 
was auch für den EU-25 Durchschnitt gilt. 

DerWesten ist einem internationalen und un- 
fairen Wettbewerb ausgesetzt, der mit kleinen 
Reparaturen inder Arbeitszeit nicht zugewinnen 
ist.Wenndie Hälftederweltweiten Erwerbsbevöl- 
kerung (also Ca. 1,s Mrd. Menschen) von weniger 
als 2 USDproTagund einviertel von einem USO 
leben muss, dann i s t  das nicht nur eine soziale 
Katastrophe, sondern macht die Auswirkungen 
einer globalisierten Welt auf die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen aller arbeitenden Menschen 
deutlich. 

Das umso mehr,als die Politikder Deregulierung 
und derwelthandelsorganisationden Spielraum 
für die Transnationalen Konzerne immer mehr 
erweitert und für nationale Sozialstaaten immer 
stärker verengt hat. In der Steuer-, Lohn und Sozi- 
alpolitik geraten daher Länderwie Deutschland in 
einen Wettbewerb mit Staaten,die nicht nur nied- 
rigere Steuern und billigere Löhne.sondern eigent- 
lich keine sozialen lnfrastrukturkosten haben. 
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Hinzu kommt.dass Lohn- und Sozialdumping 
von Staaten gefördert und gelenkt wird,dieweder 
Menschen- noch Gewerkschaftsrechte achten,die 
diktatorisch geführt werden,die Umwelt zerstö- 
ren,ohne Rechtsstaatlichkeit,abermit hoher Kor- 
ruptionsquoteihren unfairen Wettbewerbsvorteil 
suchen. 

Dasgeht,weil wederdieWT0 nochdieEu sich 
für die Ware Arbeitskraft interessieren. Die Frei- 
handels-Ideologie entpuppt sich als sozial- und 
umweltpolitischer Sprengsatz ohne entwicklungs- 
politische Perspektive. 

Was die FlexibilisierungderArbeitszeit an- 
geht, so zeigt sich keine generelle Ableh- 
nung von Gewerkschaftsseite wie bei der - 

VerlängerungderWochenarbeitszeit. Dies spiegelt 
den Faktwieder,dasssich geradevordem Hinter- 
grund sinkender ~ i t ~ l i e d e r z a h l e n  und einge- 
schränkter HandlungsspielräumeChancenfürdie 
Kombination gewerkschaftlicher Politik auf der 
einen Seite und im Wandel befindlichen Arbeit- 
nehmerinteressen und Präferenzenaufderande- 
ren Seite ergeben. 

Einearbeitnehmerorientierte.qualitative Flexi- 
bilisierungspolitikschafft Möglichkeiten einer kon- 
struktiven gewerkschaftlichen Gestaltungsfunk- 
t ion in Zeiten ideologischer und ökonomischer 
AbwehrkämpfcSie bietetdieChanceneueBeschäf- 
tigtengruppen und damit potentielle Mitglieder 
zu gewinnen,das Image der Gewerkschaften (Mo- 

Zusammenhang und Z u k u n f t  von 
Arbeitszeit-  und Sozia lpol i t ik  

Entscheidend ist hier, dass die Diskrepanz 
zwischen zwei Realitäten überwunden wird: 
der existierenden Mitgliederstrukturin den 

Gewerkschaften aufder einen Seite und der neuen 
Realität einer globalen Arbeitswelt auf der ande- 
ren. Wenn Gewerkschaften die Initiative zurück- 
gewinnen wollen, müssen sie die zunehmende 
ZahlderVerlierer,alsoalle.welche nicht im Normal- 
arbeitsverhältnis stehen. in ihre tarifpolitischen 
Konzepte und Arbeit aufnehmen. Die Gewerk- 
schaften müssen den deregulierten Raum durch 
Regulation wieder zurück gewinnen.Tarifpolitik 
wird zu einem zentralen ElementderSozialpolitik. 
Das heißt logischerweise.dass sich Tarifpoiitiker, 
Tarifkommissionsmitglieder aktiv mi t  den sozial- 
politischen Fragen beschäftigen müssen. Das hat 
politische Konsequenzen.die es erlauben.die Ge- 
werkschaften wieder in das Zentrum der gesell- 
schaftspolitischen Auseinandersetzung zu brin- 
gen. Der skizzierte tarif- und sozialpolitische 
Nachteil kann ineinen gewerkschaftlichenVorteil 
verwandelt werden, wenn es gelingt eine quali- 
tative Arbeitszeitpolitik mit sozialpolitischen Leit- 
planken zu entwickeln und urnzusetzen.Wenn also 
dieZukunftderTarifpoiitikin immer komplexeren, 
dezentralisierten und auf Flexibilisierung ausge- 
richtetenverhandlungen besteht,und soTarifpo- 
litik zu Flexibilisierungsrunden instrumentalisiert 
wird.warum nicht diegesamte Dimension dieses 
Wandels auf denverhandlungstisch bringen? 

dern iiererverr.rBremser)z~ korrig eren.a s a ~ c h  
OemToascn ags3rg~ment oer 5randorrsonr.rrenz Europäische und g loba le  D imens ion  
und Wettbewerbssicherung zu begegnen. 

Damit führt der Weg vor allem bei den 
Transnationalen Unternehmen direkt zur 
europäischen und globalen Ebene. Denn 

mit zunehmender DezentralisierungderTarifver- 
handlungen aufdereinen Seite und anhaltender 
Globalisierung auf der anderen rücken Modelle 
und Konzepte einer europäisch koordinierten Ar- 
beitszeitpolitik in denVordergrund. Dies nicht nur 
wegen der Signalwirkung und des Flaggschiff- 
CharaktersderTransnationalen Konzerne. 

Ende 2001 wurde im Rahmen der .,Opera- 
tion Enduring Freedom" (OEF) von einer 
multinationalen Koalition unter Führung 

der USA das Taliban-Regime in Afghanistan ge- 
stÜrzt.Deutschland beteiligtesicham Afghanistan- 
TeilvonOEFmit biszu i o o  Einsatzkräften des KSK. 
Der OEF-Einsatz in Afghanistan wurde auch wei- 
tergeführt, als durch eine Resolution des UN- 
Sicherheitsrats die NATO-geführte Afghanistan- 
Schutztruppe ISAF aufgestellt wurde,die Peace- 
keeping-Charakter hatte.Von der afghanischen 
Bevölkerung wurde erdaher-im Gegensatz zur 
Fortsetzungder OEF über den Sturz derTaliban 
hinaus-zunächst überwiegend positiv bewertet. 

E Contra: 
Tornadoeinsatz 
in Afghanistan 
von Ute Finckh . . 

2006wurden großeTeileder OEF-Einheiten der 
USA in ISAF-Einheiten umgewandelt. Leider hieß 
das nicht.dass sie ihre 5trategieveränderten.Seit 
Anfang Februar leitet ein US-General die ISAF Es 
gibt kein Anzeichen dafür.dasserdernAntidrogen- 
und Antiterrorkrieg ein Ende setzt, im Gegenteil. 

G+Ute An‘kh. 
ist Vorsitzende des Bundes 
fürlo%aleverteidigung und 
lebt in ~ ~ ~ i ~ .  

Foto BundfYrrozialeVertei- 
digung 

Indieser Situation i s t  kaumzu hoffen,dasseine 
EntsendungvonTornadosausschließlichoderauch 
nur vorrangig dem Schutz der im Süden Afgha- 
nistans stationierten ISAF-Kontingente dienen 
würde. Die Bundeswehr wird über den Tornado- 
Einsatz an der eskalierenden Strategie der USA 
beteiligt,obsiewillodernicht.Dieswird negative 
Rückwirkungen auf das ohnehin schwindende 
Ansehen der ISAF im Nordosten haben.Auch die 
Vorstellung, dass der Tornadoeinsatz die letzte 
Forderung an Deutschland sein wird.ist unrealis- 
tisch.Es ist eher damit zu rechnen,dassals Nächs- 
tes der Einsatz deutscher Bodentruppen im Süden 
eingefordert wird. 

DieSituation in weitenTeilen Afghanistans ist 
nach wievor durch bitterste Armut, Hunger und 
fehlende medizinische Versorgung gekennzeich- 
net.Die Lebenserwartung liegt 2oJahre unter der 
der Na~hbarländer~die Kinder- und Müttersterb- 
lichkeit sind mit die höchste weltweit. 

Dieim Süden AfghanistansverfolgteStrategie 
wird zunehmend kritisiert. 2.0. vom britischen 
SENLlSCouncil,vom kanadischenstanding Senate 
Committee on National Security and Defence. in 
einer aktuellen swpdtudie. 

In Afghanistan, speziell im Süden. müssten 
dringend 

Antiterror- und Antidrogeneinsätze,diezivile 
Schäden Opfer billigend in Kauf nehmen, be- 
endet 
die humanitäre Hilfeverstärkt; 

W den Drogenbauern eine Überlebensperspek- 
tive ohne Drogenanbau eröffnet: 

generell ein umfassendes ländliches Wiederauf- 
bauprogramm gestartet werden. 

Verhandlungen rnit,,moderaten"Talibanfiihrern ~ . 

über HilfskonvoisundWiederaufbauprojekte,eine 
Lizensierungvon Mohnanbaufürpharmazeutische 
Zwecke und ein konsequentes Einbeziehen der 
Bevölkerung in die Planung und Durchführungdes 
Wiederaufbaus wären Teile einer konstruktiven 
Afghanistanstrategie. DerTornado-Einsatz soll 35 
Millionen Euro kosten.lnzivilen Maßnahmen wäre 
dieses Geld sinnvoller angelegt. 
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Pro: 
Tornadoeinsatz 
in Afghanistan 
von Rolf Mützenich 

.W 

BereitsdieVorgeschichte derAfghanistan- 
Mandate war innerhalbder SPD-Fraktion 
heftig umstritten. So konnte Gerhard 

SchrödernurindemerdieVertrauensfragestelIte, 
eineMehrheit fürdas ISAF-Mandat irr Bundestag 
erreichen. Und: Sowohl iSAF wie auch OEF sind 
robusteMandate nach KapitelVIi UN-Charta.Der 
Tornadoeinsatz stellt in diesem Sinne keine neue 
Qualität dar. 

C+ Di Rolf Mütrenirh. 

politischer Sprecher der 
sPo~Bundcrtagifraktion, 
lebt in Koln. 

-. 
Foto:ww.rpdfral<tion.de 

Diesicherheitslage in Afghanistan hat sich im 
letzten Jahrverschlechtert.Diesgiltvorallemfür 
den Süden und den Osten des Landes.Vor allem 
entlang der Grenze zu Pakistan gerät die Lage 
zunehmend außer Kontrolle.Zugleich gilt jedoch 
davorzu warnen,dieerfoigreiche deutsche Arbeit 
im Norden Afghanistansgegenüberden Kämpfen 
im unruhigen Süden auszuspielen. Der Norden 
ist nicht deshalbsoruhigundstabil,weil dort die 
Deutschen eine zweifellos beachtenswerte Auf- 
bau- und Stabilisierungsarbeit leisten. sondern 
die Bundeswehr Ist in den Norden gegangen.weii 
dieservergleichsweise friedlich ist. 

Ich habe mir diese Entscheidung nicht leicht 
gemacht und bin mir sehr wohl bewusst, dass 
Afghanistan in erster Linie zivile Wiederaufbau- 
hilfe braucht. Der Primat des zivilen Wiederauf- 
bausdarfsich dabei nicht in Lippenbekenntnissen 
erschöpfen. Notwendig ist deshalb eine grund- 
legende Überprüfung der Afghanistan-Strategie, 
bei der die notwendige Bekämpfung derTaliban 
durch zivile und poiitische Initiativen ergänzt 
werden muss. Es ist nicht zuletzt ein Erfolg der 
Bundesregierung, dass der NATO-Gipfel in Riga 
sich für eine umfassende Afghanistandtrategie 

und eine stärkere Betonung des zivilen Engage- 
mentsausgesprochen hat.Es ist nun Aufgabedies 
während der EU-Ratspräsidentschaft weiter vor- 
anzutreiben. 

Wenn Afghanistan nicht scheitern soll,müssen 
wir überganz andere Dinge reden als über sechs 
Tornados: Der zivile Aufbau muss konsequent 
unterstützt.der politische Prozessvorangetrieben 
werden.Mittelfristig mussder Drogenanbau bspw. 
durch Aufkaufder Ernte und alternative Nutzung 
bekämpft werden. Die nationale Polizei und Ar- 
mee müssen aufgebautwerden und vielesMehr. 
Dabei gilt: Auch noch so viele zivile Projekte, so 
nötig und begrüßenswert sie sind. werden das 
militärische Vorgehen gegen die Taliban nicht 
überflüssig machen könnenMit anderen Worten: 
Es muss alles getan werden, um zu verhindern, 
dass dasgeschundene Land wieder in einen blu- 
tigen Bürgerkrieg zurückfällt und die gesamte 
Region destabilisiert wird. Dies erfordert Zeit.Geld 
und einen langen Atem.Der Beschiussder Bundes- 
regierung, ihre Mittel für den zivilen Wiederauf- 
bau in Afghanistan in diesemJahrum einviertel 
auftooMio. Eurozuerhöhen,gehtdeshalb in die 
richtigeRichtung.DieWiederaufbaupolitik muss 
zudem noch stärker an den Bedürfnissen des 
Landesausgerichtet und intensiviert werden.Die 
Alternative. dass Land und seine Nachbarn sich 
selbst und den Taliban zu überlassen, wäre un- 
verantwortlich und könnte die gesamte Region 
ins Chaos gleiten lassen. 

Hier gilt es die, wenn auch schwachen, Mög- 
lichkeitender Europäischen Betriebsräte (EBR)zu 
nutzen. Sicherlich nicht im Frage- und Antwort- 
spiel mit dem Management,sondern in der Schaf- 
fung informellerArbeitsgruppen.welche die Unter- 
nehmensdaten auswerten und 2.6. in der Frage 
der Wochenarbeitszeit konsensuale Vorschläge 
erarbeiten. Dabei geht es nicht um Detailrege- 
lungen fürjede Niederlassung,sondern um Min- 
deststandards.0rientierungen.vereinbarte Richt- 
linien, Eckwerte. Rahrnenbedingungen, etc.; also 
um einen Mindestsockel, um verbindlicheverab- 
redungen. die festlegen, wo der Unterbietungs- 
kampf aufhört. 

Was dieglobale Ebeneangeht,so ist es selbst- 
redend, dass Unternehmen, die weltweit tätig 
sind, nicht auf nationaler oder europäischer Ebe- 
neallein begegnetwerden kann.Und nebenallen 
tarifpolitischen Details geht es um die Notwen- 
digkeit einergesellschaftspolitische Debatte,die 
sich mit derverfasstheit UnseresGemeinWesens. 
der StellungdesSozialen in unserer Gesellschaft 
und der Frage beschäftigen muss. wie wir und 
unsere Kinder in Zukunft leben und arbeiten wol- 
len und was Staat,Arbeitgeber und Bürger dafür 
zu tun haben. 
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1 Dokumentation 
1 Berliner Thesen des Kasseler Kreis .H 

„Mit mehr Mitbestimmung und Verteilung 
zu mehrGerechtigkeit? Konzeptefür eine 
soziale Politik"-dieswar derTitel des Kas- 

seler Kreises in Zusammenarbeit mit der Hans- 
Böckler-Stiftungim Januar diesen Jahres in Berlin. 
ImMittelpunktstanddieSituation derSoziaIdemo- 
kratie und der Gewerkschaften. das Verhältnis 
beiderOrganisationen zu einander,Mechanismen 
und Wirkung der Verteilungsgerechtigkeit in der 
Sozial-.Bildungs- undTarifpolitiksowiedieZukunft 
des Sozialstaates. All dies fassen dieThesen des 
Kasseler Kreis zusammen, die wir dokumentieren: 

U Berliner Thesen des Kasseler Kreis: 
„Gesellschaft sozial gestalten" 

i AnhaltendeMitgliederverluste,schwindende 
gesellschaftliche Akzeptanz,Verlust an aktiver 
Mitarbeit sind nureinige Beispielerdiezeigen. 
dassGewerkschaften und SPD die gleichen Pro- 
bleme haben.Diesewerden sich ailerdingsnur 
im gemeinsamen Dialog, im aufeinander zu 
bewegen, lösen lassen. Die aktuelle. teils ver- 
deckt geführte.,Konfrontationspolitik"vonVor- 
würfen. Unterstellungen und Ignoranz wird 

F beidepartnerder Arbeiterbewegungzukünftig 
weiter gesellschaftlich isolieren und höchstens 
den Konservativen und den Liberalen nutzen. 

i Die Spannungen,Verwerfungen und Zerwürf- 
- nissezwischen SPD und Gewerkschaften sind 

nicht atmosphärischer, sondern inhaltlicher 
und kultureller Natur. DasVerhältnis von SPD 
undGewerkschaften wird alsonichtdurch Rot- 
wein und Häppchen zu reparieren sein,sondern 
es bedarf einer gründlichen Diskussion über 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmen- 
bedingungen und Lösungen.DieserDiskurswird 
aber nur mit einem gewissen Vertrauensvor- 
schuss und einer klaren politischen Übereinkunft 

beider politischen Führungsgremien übereine 
arbeitsteiligeStrategiemöglich werden.Darauf 
aufbauend muss auch der Dialogan der Basis 
und besonders zwischen jüngeren Funktionä- 
rinnen und Funktionären beider Seiten wieder- 
hergestellt werden. 

Noch nicht in allenTeilen der Gewerkschaften 
und der SPD ist der Wandel in der Arbeitswelt 
zur Kenntnis genommen worden:Wertschöp- 
fungverändert sich, Kernbelegschaften schmel- 
zen,Normalarbeitsverhältnisse werdendurch 
prekäre BeschäftigungsverhäItnisseersetzt.das 
unternehmerische Risiko soll auf die Beschäf- 
tigten abgewälzt werden. Diese Entwicklung 
wird aber nur offensiv zu meistern sein. Eine 
flexible Gesellschaft braucht Sicherheit,staat- 
liche und tarifvertragliche. 

i Armutslöhnevon~,~oEuroproStundeaufder 
einen Seite und ein wachsender Markt für 
Luxusyachten auf der anderen sind Spiegelbild 
einerwachsender gesellschaftlichen Kluft zwi- 
schen Arm und Reich in Deutschland.13.5 Pro- 
zentunsererBürgerlebenunterderArmutsgren- 
ze.die Zahl der Einkommensmillionäre steigt. 
Bei einem gesellschaftlichen Reichtum von 5 
Billionen Euro Privatvermögen istverteilungs- 
gerechtigkeit ein Auftragfür sozialdemokrati- 
sche und gewerkschaftliche Politik. Die wie- 
schaftliche Kraft der deutschen Bevölkerung 
reicht bei zielgenauerverteilung aus, um allen 
Kindern und Jugendlichen die Zukunft sowie 
ihnen und ihren Eltern ein Leben jenseits von 
Armut zu sichern. 

Umverteilung ist kein Gut für sich und darf 
nicht alsSchlüssel für alle Probleme begriffen 
werden. Allerdings werden nur über eine ge- 
rechte Verteiiungspolitik- und damit Umver- 
teilungvon oben nach unten undeinerstärke- 

/ Viel Rhetorik um 
/ Europa und leider 1 nicht viel mehr 
I von Kai Burrneister . H 

U Meßlatte Verfassung 

Die Meßlatte für die deutsche EU-Ratspräsi- 
dentschaft liegt in der Wiederbelebung des Ver- 
fassungsprozesses. Nachdem die Franzosen über 
eineln neueln Präsidentenlin entschieden haben, 
soll es langsam ernst werden mit dem weiteren 
Verfahren und den inhaltlichen Eckpunkten der 
Verfassung. Bis zum ,,Europäischen Rat" im Juni 
soll einvorschlag erarbeitet werden,dervon allen 
Mitgliedsstaaten getragen werden kann. Wich- 
tiger Eckpunkt wird der Gipfel der Regierungschefs 
EndeMärzsein,aufdem anlässlich des5o.Jahres- 
tages der Römischen Verträge die,,Berliner Erklä- 
rung"Auskunfi überdiewerte Europasgeben soll. 
Es verfestigen sich aber mehr und mehr zwei Ein- 
drücke: 

I. Das Konzept der Regierung scheint sich auf 
den Charme der Kanzlerin zu beschränken.Von 
konzeptionellen Überlegungen i s t  nichts zu er- 
kennen, technokratisches Kleinklein bestimmt 
Europa. 

2. Die politische Elite glaubt allein mi t  der 
Rhetorik der sozialen Dimension alles glätten zu 
können. Die Europäische Kommission setzt un- 
vermindert weiter auf Dereguiierung und freien 
Wettbewerb,dies wurde an der im Herbst vorge- 
legten Außenwirtschaftsstrategie sowie an aktu- 
ellen Papieren zum Binnenmarkt deutlich.DieSPD 
will sich dafür stark machen, dass künftig alle 
europäischen Gesetzesvorhaben auf ihre sozialen 
Folgen geprüft werden. 

Überwunden istdievertrauenskrisedamit aber 
wohl kaum! Esfehltweiterhin ander Bereitschaft. 
dieselbstverursachte KriseEuropasin ihrem Aus- 
maß zu erkennen und zu überwinden. 

U Pro-europäische Europakritik nötig 

Die Ursachen für das Nein in Frankreich und 
den Niederlanden sind in den Blick zu nehmen. 
Derslowenische PhilosophZizek bringtesaufden 
Punkt: ..Die Elite stellte den Menschen eine Ent- 
scheidung anheim, die keine war; sie sollten das 
Unvermeidliche ratifizieren, das Resultat aufge- 
klärten Expertentums. Die Medien unddie politi- - 
sehe Eliteinszenierten die Wahl alseinezwischen 
Wissen und Unwissenheit.zwischen Sachkenntnis 
und Ideologie."Gebrauchtwird aber ein Leitprojekt, 
das ähnlich wie zuvor Binnenmarkt und Wäh- 
rungsunion die Entwicklung Europasfür mehrere 
Jahren prägen muss.Esgiltanden Hauptmängeln 
anzusetzen: Der unterentwickelten sozialen Di- 
mension und der Demokratielücke. Die Erneue- 
rung des Europäischen Sozialmodells ist in den 
Mittelpunkt zu stellen. Es braucht einen sozialen 
Stabilitätspakt in Europa.Dabeisoi1tean den his- 
torischen Erfahrungen der europäischen National- 
staaten angeknüpftwerden.dassder Markt zwar 
ein leistungsfähiger Mechanismus zur Koordinie- 
runawirtschaftlicher Aktivitäten ist -aberdieser 
mit~nergerechten~erteilungder~ertschöpfung 
heillos überfordert is t .  Ergänzungen und Korrek- 
turen durch eine demokratisch legitimierte Politik 
sind auch auf europäischer Ebene unverzichtbar. 

Über die Ratspräsidentschaft hinaus braucht 
es deshalb für die Linke eine engagierte europä- 
ische Programmatik und Praxis.DieseAufgabegilt 
es anzu~acken. i 

writaid. 

Foto: IUSY 
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,,Rückschlag für Klimaschutz" 

Rückschrittlicher Kompromiss bezüglich der Grenzwerte von 

/ C02-Emissionen bei Neuwagen I von  Marco  Bülow .H 

DieEU-Kommission wollteseineMitglieds- 
Staaten darauf ~erpflichten~dass die Neu- 
wagen bis 2012 den durchschnittlichen 

C02-AusstossvonizoGramm proKilometer nicht 
überschreiten. Die Automobilindustrie wird ihre 
eigene freiwillige Selbstverpflichtung deutlich 
nicht erreichen. die Emissionen bereits bis 2008 
aufi4oGramm zu senken.AufDruckDeutschlands 
hat Europa seine Zielvorgabe nun um 10 Gramm 
auf 130 Gramm erhöht,weitere 10 Gramm sollen 
durch Biokraftstoffe und Änderungen des Fahr- 
verhaltens erzielt werden. Statt. wie vollmundig 
angekündigt,im internationalen Klimaschutzdie 
Vorreiterrolleeinzunehmen, könnte Deutschland 
nun zu einem Bremser gegen im Kampf für die 
Erderwärmungwerden.ich bin tiefenttäuscht,dass 
nachvielen guten und vorbildlichen Maßnahmen. 
wieder Förderungder Erneuerbaren Energien und 
der Aufstockung der Mittel für die Wärmedäm- 
mung,jetzt wieder auf die Bremsegedrückt wird. 
Hier wäre mehr möglich gewesen. 

Der neuste IPCC-Bericht hat uns noch ein- 
mal verdeutlicht, wie ernst wir die Erd- 
erwärmung nehmen müssen. Statt Rück- 

zuggefechte zu führen, sollen wir mit mutigen 
Maßnahmen vorangehen. Dazu gehört beispiels- 
weise ein Wärmegesetz für die Erneuerbaren En- 
ergien und wirksame Maßnahmen bei der Kraft- 
wärrnekopplung.FürvieleMaßnahmen liegendie 
VorschIägederSPD-UmweltpolitikaufdemTisch. 
AuchderVerkehr mussseinen Anteil bringen.Die 
Diskussionspalette reicht von Tempolimit, über 
Urnweltzonen bis zu C02-Begrenzungen bei Neu- 
fahrzeugen. Unverständlich sind aber auch die 
Reaktionen der deutschen Autohersteller Statt 
ihre Energie in immer breiter,schneller,schwerer 

zu stecken,müssen sieendlich Ernst machen,mit 
neuen energiesparenden Antriebssystemen und 
sinkendem Kohlendioxidausstoß.Sie laufen Gefahr 
international den Anschluss zu verlieren. Auch 
wenn derverbrauchersich nur langsam umstellt, 
wird erzukünftigverbrauchsärmere und umwelt- 
freundlichere Autos bevorzugen. im Einwohner- 
reichsten US-Bundesstaat Kalifornien hat zum 
Beispiel der SpritsparendeToyota Prius allen an- 
deren Marken deutlich den Rang abgelaufen. 

Wozu gibt es Selbstverpflichtungen,wenn sie 
nicht eingehalten werden und die, die sie nicht 
einhalten. dafür auch noch belohnt werden. Die- 
se Unsitte muss beendet werden. Auch bei der 
Einführung des Katalysators warder Aufschrei der 
Autoiobby groß. Riesige Arbeitsplatzverluste wur- 
denvorhergesagt.Stattdessen hat dieEinführung 
der Katalysatoren für weniger Schadstoffe und 
keineArbeitsplatzverlustegeführt.lm Gegenteil. 
dieneueTechnologiewurdeweltweit nachgefragt 
und dieAutohersteller,die zuerst gehandelt haben, 
hatten eineverstärkte Nachfrage zu verzeichnen. 
DieZeit der blumigen Worteundversprechungen 
mussvorbeisein.Werdem Klimawandel wirksam 
begegnen will. muss auch in Drucksituationen 
standhaft bleiben. H 

ren Beteiligungder Wohlhabenden an öffent- 
lichen Aufgaben - die Zukunftsaufgaben wie 
z.B. Bildungfüralle,Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf,sowiesozialeAbsicherung realisiert 
werden können.Verteilungspolitik Scham in 
schwierigen Lebenslagen,wie Armut undver- 
nachlässigung. die Grundlage für staatliches 
Handeln. 

H DerSozialstaat der Zukunftmusssowohl über 
die sozialen Sicherungssysteme ein soziales 
Netz als auch durch präventive und nachhal- 
tigeSozialpolitikeinTrampolin sein. Wir brau- 
chen lebensgerechte Lösungen für diejenigen, 
die keine Chance auf einen Zugang zum Ar- 
beitsmarkt haben. Genauso müssen wir die 
Menschen fit machen und vorsorgen,dass sie 
Grundsicherungsleistungen möglichst nicht in 
Anspruch nehmen müssen.Sozialhilfegenera- 
tionen sind genauso inakzeptabel wie immer 
mehr Druck und Kürzungen beiden Schwächs- 
ten der Gesellschaft. 

B SozialeGerechtigkeitist keine.,Start-oderWe- 
gefrageW.Einem in Armut lebenden Menschen 
können alleChancen angeboten worden sein, 
und er konnte dennoch nicht aufsteigen. Ihn 
aufzugeben undvon weiteren Unterstützungs- 
leistungen auszuschließen wärefatal.Von ihm 
sind mittelbar und unmittelbar andere Men- 
schen abhängig-alsvorbild oderals Familien- 
mitglied. Daher ist das Ergebnis sozial gerech- 
ter Politik entscheidend, nicht die Anzahl der 
Maßnahmen. 

B Um dasZiel sozialeGerechtigkeit zu realisieren. 
muss die SPD in der Regierung alle zur Verfü- 
gungstehenden instrumentefür einegerech- 
tere Verteilung nutzen: Einkommenspolitik, 
Vermögenspolitik, Finanzpolitik, Bildungspoli- 
tik. Sozialpolitik sowie eine Ordnungs- und 
Wettbewerbspolitik,dieauchdie Unternehmen 
in diePflicht nimmt.Dafürerforderlich ist aller- 
dings ein Konzept erforderlich,das diese Instru- 
menteaufden verschiedenen staatlichen Ebe- 
nen von der Kommune bis zu Europäischen 
Union abgestimmt einsetzt. 

H Die Gewerkschaften verfügen über die ver- 
teilungspolitischenlnstrumente(Nominal)Lohn- 
politik und Sozialpolitik. Die Ebenen gewerk- 
schaftlicher Gestaltungsmacht können Betrie- 
be, regionale und bundesweite Tarifverträge. 
Verwaltungen und Sozialversicherungen sein. 
Auch hier bedarfeseines klaren Konzepts-ab- 
gestimmt aufverschiedene (wechselnde) par- 
lamentarische Mehrheiten. 

H NeueVerteilungspolitikmussauseinemGuss 
sein,will man sich nichtverheddernodersogar 
gegenseitig blockieren. Gewerkschaften und 
SPD müssen daher ihre verteilungspolitischen 
Absichten miteinander abstimmen und arbeits- 
teiligeine Umverteilungvon,,Oben nach Unten" 
organisieren. Das darf kontroverse Diskussio- 
nen um Ziele und Strategien nichtverhindern. 
Angesichts der Komplexität der unterschied- 
lichen Verteilung zwischen Armut und Reich- 
tum ist ein abgestimmtesvorgehen unbedingt 
notwendig.Andernfalls ist ein Scheitern unaus- 
weichlich. 

wollen. Kontakt: 0anil Friediich, E-Mail:daniel.friedrirh@igmetall.de 



H H H H Personen & Positionen Meinung H 

Personen & Positionen 

U Forum DLzi: Jahrestagung am 
23.124. März in Berlin - 
„Strategien über 2009 hinaus!" 

DieturnusmäßigeMitgliederversammlungmit 
Vorstandswahlen des Forum DL21 beginnt am 23. 
März um 19.00 Uhr im,,Aufsturz" in deroranien- 
burgerStraße63 in Berlin Mitte.Die1ahrestagung 
unter dem Thema ,.Strategien über 2009 hinaus" 
findetamSamstag,24.März,abio.3oUhrim Paul 
Löbe des Deutschen Bundestages statt. 

Es referieren spw-Mitherausgeber Prof Michael 
Krätke über ,,Aufstieg und Fall sozialdemokrati- 
scher Reformpolitikam Beispiel der Pvdg und PD 
Dr.Ulrich Eith,GeschäftsführerderArbeitsgruppe 
Wahlen an der Universität Freib~rgzu~Politische 
Optionen für die SPD". 
[Reinhold Rünker] 
b Anmeldung:info@forum-dl2i.de (erforderlich 

aufgrund der Sicherheitsbestimmungen) 
b Infor:www.forum-dlzi.de 

D spw-Frühjahrstagung am 13.114 April 
in Springe:,,Öffentliche Güter- Lokale 
Wirtschaft" 

Die FrühjahrstagungderZeitschriftspwfindet 
auch in dieSemJahrwieder in der Heimvolkshoch- 
schule Springe statt. Im  Mittelpunkt der Bera- 
tungen steht das Diskursfeld ,,Öffentliche Güter - 
Politische Ökonomie" (vgl. Editorial in spw 150). 
In Fortsetzung des Heftschwerpunktes 153 geht 
e5v.a. um Fragen der lokalenorganisation öffent- 
licherAufgaben.Als Expertlnnen eingeladen sind 
der ehern. Kasseler Oberbürgermeister Wolfram 
Bremeier,Dr.lakob Edlervom Fraunhoferlnstitut 
für Systemtechnik und lnnovationsforschung so- 
wie der Genossenschafts-Experte Prof. Dr. Frank 
Schulz-Nieswandt von der Universität zu Köln. 
[Reinhold Rünker] 
b Anmeldungen an: verein@spw.de 
b Infos: www.spw.de, www.hvhs-springe.de 

U Reichtum in Deutschland - Dokumen- 
tation der SPD-Bundestagsfraktion 

Die Dokumentation derim Herbst von derSPD- 
Bundestagsfraktion organisierten Konferenz zum 
Thema ,,Reichtum in Deutschland" liegt nun vor. 
Die Dokumentation bietet eine umfassende Ge- 
samtschau auf den Stand der Reichtumsbericht- 
erstattung. 

Die Arbeitsgruppe wird die dabei vorgetrage- 
nen Anregungen für die Beseitigung von For- 
schungsdefiziten aufgreifen und für die künftige 
politische Arbeit unter der Zielvorstellung ,,Ver- 
teilungsgerechtigkeit und soziale Integration" nut- 
zen.Dabei wird sieauch aufdie weiterführenden 
Beitrageaes zwe tenTe sder donferenz ~ber,,Z-- 
k ~ n f r  gepo r schenanfl ~ngsfe aer' ZLricrgrefen 
in der vor allem über Perspektiven der Steuerpo- 
litikals Instrument für mehr Gerechtigkeit in der 
Gesellschaft gesprochen wurde. 

Auch dasaktuelle Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtszur Reform der Erbschaftsteuer bietetdie 
Möglichkeit,gesetzlicheGrundlagendafürzuschaf- 
fen,dass Erben und Besitzer großervermögen sich 
stärker an der Finanzierung des Gemeinwohls 
beteiligen. 
[Hiide Mattheis] 

b Dokumentation: umfasst 119 Seiten und kann 
bei der SPD-Bundestagsfraktion unterderTele- 
fonnummer 030- 227 57133 bezogen werden. 

b Download: www.spdfraktion.delcntlrslrs~dokl 
o..?qa66,oo.html 

Die Cesundheitsreform bleibt auf der 
Tagesordnung 1 von Fri tz Riege .H 

Die Verabschiedung der letzten Gesund- 
heitsreformdurch Bundestag und Bundes- 
rat gibtder SPD kaum eineverschnaufpau- 

se. Die sozialen Aktionstageder Gewerkschaften 
dauern an. Die Verfassungsjuristen des Bundes- 
präsidialamtes prüfen das umfangreiche Gesetz 
aufseineverfassungsmäßigkeit und dieverbände 
der privaten Krankenversicherung(PKV) haben ihre 
Klagen vordem Bundesverfassungsgericht schon 
sinngemäßformuliert.Die PKVwehrtsich haupt- 
sächlich gegen den vom Gesetzgeberverordneten 
Basistarif als unzulässigen Eingriff in ihre Ge- 
schäftshoheit und dagegen. dass es für die PKV 
keinesteuermittel für die Kindermitversicherung 
geben soll. 

DasGesundheitsministerium muss an einem 
besonderen insolvenzgesetz für gesetzliche Kran- 
kenkassen arbeiten, weil die Bundesländer im 
letzten Durchgang mit der bisdahin angestrebten 
Lösung nicht zufrieden waren. Darüber hinaus 
muss es zur Reform selbst Ausführungsbestim- 
mungen jedweder Art geben. über die ein koali- 
tionsinternersowieein sonstiger öffentlicher Streit 
unvermeidbar ist.Vorprogrammiert istweiterhin 
ein Dauerkrieg mit politischer Außenwirkungzwi- 
schen den Großkassen und dem Ministerium um 
die Beitragserhöhungen,die ausGründen der Kas- 
senentschuldung biszumJahre2008 beschlossen 
werden.Auch dieTatsache,dass CDU- Länderchefs 
gemeinsam mit den Verbänden der Leistungser- 
bringer noch in den letztenTagen vorverabschie- 
dung der Reform,dievon den Koalitionsfraktionen 
bereits abgesegneten Einsparungsvolumina bei 
Apothekern, Krankenhäusern. Rettungsdiensten 
weiter vermindern konnten. bleibt nicht ohne 
Folgen. Gleiches gilt für das Hinausschieben der 
neuen ärztlichen Gebührenordnung und für eine 
ReiheweitererTermine.Al1 dasdrückt auf die Bei- 
tragsentscheidungen, die vom Beginn an die öf- 
fentliche Diskussion um die Gesundheitsreform 

erschwerte,weil das erklärte Ziel der,,Arbeitskos- 
tensenkung" nicht erreicht werden konnte. 

Neben diesen Alltagsentscheidungen ste- 
hen zwei grundsätziiche Fragen im Raum. 
Dieerste Frage lautet:,,Wasgeschieht mit 

dem Fahrplan zum Gesundheitsfonds bei vorge- 
zogenen Neuwahlen? Kann dieSPDdann noch an 
den angepeilten Zwischenlösungen festhalten. 
oder musssiesich nicht sofort aufihr Konzeptfür 
eine ..Solidarische Bürgerversicherung" mi t  ent- 
sprechenden Finanzierungsforderungen an die PKV 
und an den Staat umpositionieren?" Die zweite 
Fragegeht ineineähnliche Richtung:,,Müssen wir 
nicht die Detailsfüreine„Solidarische Bürgerver- 
sicherung" ab sofort auf Arbeitsgruppenebene 
zusamrnentragen,damit sie spätestens auf einem 
Sonderparteitag im Zusammenhang mit der Bun- 
destagswahl zoo9 beschlossen werden können? 

Hier können und müssen wir früh genug im 
DialogmitdenGewerkschaRen undeiner breiten 
Parteiöffentlichkeit ansetzen. Überraschungsan- 
griffe auf Partei und Öffentlichkeit a la .,agenda 
2010'' sollten wir uns nicht mehr leisten. 

C+ D,. Plit. Riege, 
Staatriekcetar 3.0.. 
lebt in 'eile. 

Foto: privat 
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- 1 Wahlfreiheit? 

1 von  Barbara König W W 
Fata Chrit ian Kiel 

Vermutlich wird ,,Wahlfreiheit" das Wort des 
Jahres2007.1n den letzten Wochen trat kaum ein 
Politiker, ein Bischof oder eine ehemalige Tages- 
schausprecherin vor die Kamera, ohne von der 
freien Wahl zu sprechen. Freie Wahl wofür und 
vor allem für wen? 

Esgeht umMütter,diesich,,frei"zwischen 
Berufstätigkeit und Hausfrauendasein ent- 
scheiden könnensollen.UmdieseWahIfrei- 

heit zu ermöglichen.fordern Familienministerin 
Ursula von der Leyen und die SPD in neuer Ein- 
mütigkeit mehr Betreuungsplätzefür unter drei- 
jährige Kinder.Von der Leyen spricht von rund 35 
Prozent biszoi3.DieSPDwiIleinen Rechtsanspruch, 
im Ergebnis hieße das Ca. 50 Prozent Plätze für 
Einjährige. 

Deutschland holt nach, was im restlichen 
Europa längst Alltag ist: eine bedarfsge- 
rechteundqualitätsvolle Kinderbetreuung, 

die Kindern die bestmögliche Bildung gewährt 
und Eltern diegleichberechtigte Arbeitsteilung in 
Familie und Beruferleichtert. Dabei darfesstreit 
geben: Über die Anzahl der zu schaffenden Plätze. 
die Finanzierung und die Aufgabenverteilung 
zwischen Bund,Landern und Kommunen.Cestrit- 
ten wird in Deutschland stattdessen über,,Wahl- 
freiheit"! KonservativePolitiker behaupten,mehr 
Kitaplätze könnten die Wahlfreiheit, Kinder zu 
Hause zu erziehen, einschränken. Das ist absurd. 

DiesegeschlechtsspezifischeArbeitsteilung 
als Ursachevon Frauendiskriminierungist 
von Feministinnenschon immer bekämpft 

worden. Ihnen geht es um eine neue Arbeitstei- 
lung zwischen Frauen und Männern bei der ge- 
samten Erwerbs-. Haus- und Familienarbeit. Kin- 
derbetreuung ist dabei nur ein kleiner Aspekt. 

Aber: mehr Krippenplätze sind ein Signal 
für Veränderung. Und sie sind nicht das 
einzige. Das Elterngeld mi t  seinen zwei 

..Partnermonaten" bricht zwar nicht die alten Ce- 
schlechterrollen auf,aberes bringt Väter in Erklä- 
rungsnöte. Die Reform des Ehegattenspiittings 
stellt die Alleinverdiener-Ehe als bestmögliches 
Familienmodell in Frage.TatsächlicheWahlfreiheit 
birgt deshalb für Union und katholische Kirche 
das Risiko. mit dem Verlust des konservativen Fa- 
milienmodellsgroßeTeileihrer Identität und ihres 
Klientels zu verlieren. 

WirsolltendieDebatteum Wahlfreiheit alsdas 
entlarven, was sie ist: Als Streit um ein neues Fa- 
milienbild,dasdie„Überwindungder männlichen 
Gesellschaff" beinhaltet unddurch kürzere Arbeits- 
zeiten, bessere Kinderbetreuungsangebote und 
mehrGleichberechtigung imSteuersystem,.Wahl- 
freiheit"fürbeideGeschlechterschafit.Dafürlohnt 
es sich zu kämpfen.Auch in der SPD. W 

Mindestens die Hälfte der Kinder wird auch zu- 
künftigzu Hause bleiben (müssen). Und zwar bei 
Mutti.BeiVätern steht dieWahlzwischenJob und 
Familienarbeit nicht zur Debatte. Und das ist der 
gefährliche Kern derDiskussion.Esgeht den Kon- 
servativen nicht umWahlfreiheit,sie haben Angst 
um die„bewährte"geschlechtsspezifischeArbeits- D B ~ ~ ~ ~ ~ ~  K Ö " ~ ~ ,  

teilung:Mann ist sein Leben lang berufstätig, Frau ist Gerchailifuhrerindei 
zukunnrforum ~amiiie und 

erledigt die Familienarbeit und ist allenfalls,.Zu- - f . - leb"" BWI;". 

verdienerin" 

U Eurosolar veröffentlicht Memorandum 
„Jenseitsvon Kohle und Atom" 

Hermann Scheer, Präsident von EUROSOMR 
und Bundestagsabgeordneter der SPD. hat eine 
Denkschrift zur den Herausforderungen an die 
Energiepolitik veröffentlicht. Er vertritt u.a. die 
Auffassung, dass es sachlich weder notwendig 
noch politisch-strategisch ratsam sei. als Ersatz- 
bedarf für den Atomausstieg auf neue fossile 
Großkraftwerke zu setzen, weil damit die Akzep- 
tanz in der Öffentlichkeit für den Atomausstieg 
sinken könnte.DieDenkschriftzeigt u.a..dass und 
wie ein Atomkraftwerksersatz bei gleichzeitiger 
Senkung der C02-Emissionen möglich ist - und 
wie innerhalb der nächsten 15 Jahre der Anteil 
Erneuerbarer Energien und der Kraft-Wärme- 
Kopplung auf über 60 % des Strombedarfs ge- 
steigert werden kann. 

HermannScheer spricht sichdeshalb nicht nur 
fürein unbedingtes Festhalten am Atomausstieg 
aus. sondern auch für ein Moratorium in Bezug 
auf den Neubau fossiler Kraftwerke, wenn keine 
Kraft-Wärme-Kopplungstattiindet.Außerdem wird 
beschrieben,warum es weder nötig noch ratsam 
ist. auf „clean coal"-Kraftwerke zu setzen. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: www.eurosolar.org 

Europapolitisches Memorandum dei 
IG Metall 

Ein Europapolitisches Memorandum wurde 
vom Vorstand der lG Metall am 16. Januar 2007 
beschlossen. Es soll als Grundlage der europapo- 
litischen Debatte innerhalb der IG Metall dienen 
und bis zur endgültigen Beschlussfassung im 
Herbst zoo7 breit innerhalb und außerhalb der 
Organisation diskutiert werden. 
[Reinhold Rünker] 
b Infos: www.ig-metall.de 

2. Alternativer ECOFIN - 
Wirtschaftspolitik für ein anderes 
Europa - 20.121.April2007, Berlin 

Das zentrale Handlungsfeld der Europäischen 
Union i s t  diewirtschafts- und Finanzpolitik.Wegen 
dieser Dominanz ist der Rat der EU-Wirtschafts- 
und Finanzminister (ECOFIN) der mächtigste Mi- 
nisterrat und eine zentrale Schaltstelle des neo- 
liberalen Umbaus in Europa.Seine Entscheidungen 
haben gravierende Auswirkungen auf Ökologie, 
die Länderdes Südens sowieauf soziale Ungleich- 
heit undArmut.Trotzdem dringt wenig überseine 
Tätigkeit an die Öffentlichkeit. 

Am 20.121. April tagt der Alternative ECOFlN 
und soll zur Aufklärung sowie zur öffentlichen 
Diskussion überdie EU beitragen.Zugleich sollen 
politischeAlternativenfüreineökonomisch.soziaI, 
ökologischvernünftige und solidarische Entwick- 
lung in Europa und für entwicklungsfreundliche 
Beziehungen zu den Ländern des Südens aufge- 
zeigt werden. Die Konferenz wird dieverantwor- 
tung der Bundesregierung für die aktuellen Pro- 
blemedeutlich machen unddazu beitragen.dass 
öffentlicher Druck für eine andere Europapolitik 
entsteht. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: www.aIternativer-ecofin.org 
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. Personen & Posi t ionen 
I nha l t  Li 

Christel Riemann-Hanewincke1,Jahrgang 
igq,arbeitein der DDRzunächst als Buch- 
händlerin, studierte dann Theologie und 

waralsPfarrerintätig.Siewaraktivin derFriedens- 
bewegung der DDR und im Oktober 1989 auch 
Mitbegründerin derSDP in Halle.Seit 1990 ist sie 
Mitglied des Deutschen Bundestags:iggi bisigg8 
als Sprecherin der SPD-Fraktion für Familie.Seni- 
oren,Frauen undJugend.dann Vorsitzendedieses 
Ausschusses und schließlich von 2002 bis 200s 

dann Parlamentarische Staatssekretärin des gleich- 
namigen Bundesministeriums. Seit 2005 ist sie 
Mitglied im Entwicklungs-undimMenschenrechts- 
ausschuss.Sieist eineder Herausgeberlinnender 
spw und lebt in HalleISaale. 

5 Fragen an ... 

spw:Wann hast du angefangen dich politisch 
zu engagieren? 

> .i 

Christel Riemann-Hanewinckel: Das war 
1968 als es um die Volksabstimmung zur 
neuen Verfassung der DDR ging. Ich war 

damals Buchhändlerin i m  Volksbuchhandel. Die 
sozialistischen Kollektive sollten geschlossen mit 
,,Ja"abstimmen und dasvorher mitteilen. Dagegen 
habe ich protestiert.Auch nach den Gesetzen der 
DDR gab es nur geheime Wahlen und deshalb 
wollte ich michvorher nicht äußern.Das hat mich 
dann meinenArbeitsplatzgekostet.lch wardann 
zwei Jahrearbeitslos bis ich in Halle mit demTheo- 
logie-Studium begonnen habe.AnderUniversität 
habe ich mich in der Studentenvertretung ,,Zeh- 
nerrat" und später als Pfarrerin in der Friedensbe- 
wegung politisch engagiert. 

Christel Riemann-Hanewinckel 

spw: Und wie bist in der institutionellen Politik 
gelandet? 

Christel Riemann-Hanewinckel: Ich wollte 
Veränderungen in der DDR: Demokratische 
Strukturen, Umweltbewusstsein, Friedens- 

erziehung statt Wehrerziehung, Reisefreiheit. For- 
derungen.dielg89 auch das Neue Forum vertrat. 
Ich war der Meinung, dass wir dem Alleinvertre- 
tungsanspruch der SED mit den Blockparteien. 
CDU etc.strukturell entgegentreten müssen.Des- 
halb konnte es nur eine Partei sein,für mich die 
SDP, die ich dann im Oktober 1989 in Halle mit 
gegründet habe. Als Moderatorin des Runden 
Tischesfürdie Stadt Halle ist mir deutlich gewor- 
den, dass ich politischeVerantwortung überneh- 
men kann und will. Es ging zu DDR-Zeiten nicht. 
Wir konnten nur dagegen sein. aber nichts poli- 
tischgestalten.lm Maiiggo habeichdeshalbfür 
das Stadtparlament in Halle kandidiert und im 
Dezember iggo für den ersten gemeinsamen 
Bundestag. 

5pw:Verstehst Du Dich alsVertreterIn derost- 
deutschen Interessen? 

ChristelRiemann-Hanewincke1:Ich habmich 
von Anfang an aIseineverstanden,diesich 
für Veränderungen in der neuen Bundesre- 

publikengagiert.Für mich ist eseineneue Bundes- 
republik,auch wenn vieles beim alten geblieben 
ist.lch habemichimmerdarum bemüht,dassdie 
Menschenerleben und begreifen lernen.dasssich 
Deutschland verändern muss.wenn 18 Millionen 
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Kurzum I v o n ~ h o m a s  Westphal 

Die Party geht we rer n London rna ien 
n dieSenTagen die (orren D e Investment. 
banrer erna ten nre janrl che Bonbszah 

I ~ n g  ~ n d  m eten Oie besren una teuersten C l ~ b s  - 
am Platz. um dieses Ereignis zu feiern. Hierfeiern ' 5 
Millionäre.DieYuppiesdes2i.Jahrhundertsgeben -- . . 

sich nicht mehr zufrieden mi t  ~ r a d a - ~ ä n t e l n ,  
Gucci-Uhren undeinem PorscheaufPump.Heute ~ ~ h ~ m a i  W E * ~ ~ . I ,  

werden Häuser in London, New York und Stock- Dipiom-Voikrwi*.rpw- 
Mitheiiurgebei,Frlebt und 

holm gekauft.Ferraris bestellt und natürlich gleich arbeitet in Oonmvnd. 

bezahlt.Sodumm sind dieJungs ausdem invest- foto: privat 

mentgeschäftja nun auch wieder nicht,dass sie 
den ..old boys" aus der Kundenbank auch noch 
Geldfür Kontokorrent und sonstige Kredite in den 
Rachen werfen.Verglichen mi t  der heutigen Ge- 
neration der Neureichen sind dieYuppies der8oer 
Jahre arme Schlucker, wenn man so will das 
Lumpenproletariat in der Geschichte der neurei- 
chen Wachstumsgewinner gewesen. 

Die nächstePartytime ist nicht mehr fern. 
Zumindest bei der Deutschen Bank,Gold- 
mann 5achs.Carnegie.JP Morgan. SEB. Me- 

rill Lynch.Morgan Stanley und UBS herrscht schon 
wieder Goldgräberstimmung. Die neue bürgerliche 
RegierunginSchweden hat beschlossen.diestaat- 
iichen Anteile u.a. an der Bank Nordea am welt- 
größten Wodka-Hersteller Vin&Sprit und dem 
TelekomriesenTelia Sonera zuverkaufen.Ein echtes 
Milliardengeschäft. Bei einer üblichen Honorar- 
größevoni,5 bis2%anderVerkaufssumme locken 
rund 3 Mrd. Kronen für die Investmentbanker. 

Kurzum:Auch wenn sichvieletraditionelle(auch 
linke) Ökonomen gegen diese Einsicht sperren: 
In bestimmten historischen Phasen ist es sehr 
wohl möglich,dasssicheinAkkumuiationsregirne 
herausbildet und stabileHegemonieerreicht,wel- 
chesaufdemTransfervon Reichtumstiteln basiert 
und losgelöst von der eigentliche Produktion nicht 
nur existiert, sondern das Kommando über die 
gesamteWirtschaftsordnungübernimmt.Aufden 
Fordismus folgt eben nicht der Toyotismus oder 
Ähnliches. Wir sind mitten drin im ,,Goldman 
Sachsismus" 

Kurt Kistervon der Süddeutschen sieht die 
SPDinder Dauerkrise.Keinewirklich neue 
Erkenntnis. interessant aber ist die Begrün- 

dung: Zentrale Werte und Themen, die früher ty- 
pisch sozialdemokratisch gewesen seien. wären 
jetztvon der CDU okkupiert.Als da wären:Dffenes 
Familienverständnis. multikultureiie Gesellschaft. 
toleranter Rechtsstaat, Homo-Ehe etc. in diesem 
Punkt sitzt Herr Kister der gleichen Fehldiagnose 
autwieviele im inneren Kreisder Führungder SPD. 

Positionen des liberalen Rechtsstaates wa- 
renzwar immerwichtigeThemen derSPD, 
aber sie bildeten nicht den Identitätskern. 

Freiheit und Selbstbestimmung. persönliche Ent- 
faltung und Entwicklung der individuellen Fähig- 
keiten auf der Basisökonomischer Sicherheit ohne 
Ausbeutung,das warder Kanon derWerte,immer 
gebunden an herrschende und zukünftige mate- 
rielleverhältnisse. Gibt es andere Wege und Mo- 
dellevon Wertschöpfung.Produktion,Arbeit,Res- 
sourcennutzung und Verteilungjenseits der alten 
Staatsbetriebe,der klassischen industriellen Kon- 
zerne und des neuen,,Goldmann Sachsismus"? Das 
sind die Fragen unserer Zeit. 

Kurzum: Die Dauerkrise der SPD resultiert nicht 
daraus,dass man Randthemen verliert, sondern 
dass man das Kernthema nicht mehr beherrscht. 
Herr Kister muss das nicht wissen,aber iene Lan- 
desfürsten. Strategen und intelligenten Jungso- 
zialisten.die es für einen Neuanfang braucht. 

Menschen mit ihrenguten und schlechten Erfah- 
rungen, ihren Hoffnungen und Wünschen zu 64 
anderen Millionen Menschen zusammenkommen 
sind Veränderungen für alle im Land notwendig. 
Es war einedergrößten Dummheiten.die man in 
einemgemeinsamen Land begehen kann,im Wes- 
ten die Produktion hochzufahren und den Osten 
freundlich zu versorgen. Ich habe immer wieder 
aufdie Einheitsprobieme hinge~iesen~gleichzeitig 
habe ich mich nieverstanden als eine,die nurfür 
den Osten Politik macht. 

spw: Welche politischen Diskussionen habe 
dich besonders in Deinem Leben geprägt? 

Christel Riemann-Hanewinckel: Zu DDR- 
Zeiten war das die nicht vorhandene Mei- 
nungs- und Redefreiheit, deshalb war das 

Engagement in Friedens- und Ökologiegruppen 
unter dem Dach der Kirche nötig. Gerechtigkeit 
und Solidarität sind dabei notwendige wichtige 
Werte für uns gewesen.Mich hat der ,.konziliare 
Prozessfür Frieden.Gerechtigkeit und Bewahrung 
der Schöpfung" der ~irchen-nachhaltig geprägi. 
Besonders wichtig waren und sind für mich seit 
iggodie ~ebat te "  um den Paragraphen 2i8,den 
Asyikompromiss. das Grundgesetz und immer 
wiederdiefrauen-undgleichstelIungspolitischen 
Themen. 

spw:Gibt esetwas bestimmtes,das du gerne 
aus der ehemaligen DDR mitgenommen hättest? 

Christel Riemann-Hanewinckel: In der DDR 
war esselbst~erständlich~dass Frauen und 
Männer einen Arbeitsplatz hatten und ge- 

nügend Kinderbetreuungsplätze zur Verfügung 
standen. In den ostdeutschen Ländern ist dieses 
Angeb~terhaltengeblieben~es wurdeinQualität 
investiert. die Länder lassen es sich etwas kosten. 
Es i s t  gut, dass dieses Thema endlich auch den 
,,Rest" der Republik erreicht hat! 

spw: Christe1,vielen Dank für das Gespräch. 
W 

D Oar Interviewführte Alexandra Krarnm. 

In Deutschland regelt der 218 die Zu- 
Iässigkeit von Schwangerschaftsabbrüchen. 
Eine zentrale Forderung der Frauenbewe- 
gung seit den 6oer Jahren war die Selbst- 
bestimmungder Frau unddamit dieStraf- 
freiheit.ig74scheitertedieEinführungder 
Fri~tenregelung~nachderAbtreibungen bis 
zur 12. Woche straffrei bleiben sollten, am 
Bundesverfassungsgericht. Danach wurde 
eineIndikationslösungeingeführt,wonach 
Frauen beimvorliegeneiner medizinischen, 
kriminologischen. eugenischen oder Not- 
lagenindikation nach einer Beratung ab- 
treiben dürfen. 

MitderVereinigung Deutschlandsmuss- 
te diese Regelung und die seit 1972 in der 
DDR geltende bedingungslose Fristenlö- 
sungzusammengeführt werden.DasErgeb- 
nis war 1995 eine Fristenregelung mit Be- 
ratungspflicht,nach der betroffene Frauen 
die Abtreibung in der Regel nun selbst be- 
zahlen müssen.DieDiskussion umden $218 
und die Forderung der Jusos nach einer 
ersatzlosenStreichungdes Paragraphen sind 
daher nach wievor aktuell. 
[Alexandra Kramm] 




